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Gesetz 

über die Feststellung eines zweiten Nachtrags 
zu den Haushaltsplänen des Landes 

Nordrhein-Westfalen 
für die Haushaltsjahre 2004/2005 

(Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2005)
und

zur Änderung des Besoldungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesbesoldungsgesetz – LBesG NRW)
und 

zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Zuweisungen des Landes 

Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

in den Haushaltsjahren 2004 und 2005 
und zur Regelung des interkommunalen 
Ausgleichs der finanziellen Beteiligung 
der Gemeinden am Solidarbeitrag zur 

Deutschen Einheit in den Haushaltsjahren 
2004 und 2005

und 
zur Änderung des Gesetzes 

über die Finanzierung der Ersatzschulen 
(Ersatzschulfinanzgesetz – EFG)

Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Artikel I

Artikel I des Gesetzes über die Feststellung der Haus-
haltspläne des Landes Nordrhein-Westfalen für die
Haushaltsjahre 2004/2005 (Haushaltsgesetz 2004/2005)
und des Gesetzes zur Änderung des Besoldungsgesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbesoldungs-
gesetz – LBesG NRW) vom 3. Februar 2004 (GV. NRW.
S. 64) 

– zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes über
die Feststellung eines Nachtrags zu den Haushaltsplänen
des Landes Nordrhein-Westfalen für die Haushaltsjahre
2004/2005 (Nachtragshaushaltsgesetz 2005) und zur Än-
derung des Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbesoldungsgesetz – LBesG NRW) und
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Zuweisun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden
und Gemeindeverbände in den Haushaltsjahren 2004/
2005 (Gemeindefinanzierungsgesetz – GFG 2004/2005)
und zur Regelung des interkommunalen Ausgleichs der
finanziellen Beteiligung der Gemeinden am Solidarbei-
trag zur Deutschen Einheit in den Haushaltsjahren
2004/2005 und des kommunalen Entlastungsausgleichs
zugunsten der Kommunen der neuen Länder im Haus-
haltsjahr 2005 (Solidarbeitraggesetz – SBG 2004/2005)
und zur Änderung anderer Gesetze vom 1. März 2005
(GV. NRW. S. 69) –

wird für das Haushaltsjahr 2005 wie folgt geändert
und ergänzt:

1. In § 1 Nr. 2 wird die Zahl „49.436.414.300“ durch die
Zahl „51.068.927.100“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 wird die Zahl „5.316.145.000“
durch die Zahl „7.532.645.000“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 6 werden die Wörter „Ministerium für
Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie“ durch
die Wörter „Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 werden die Wörter „Das Ministerium
für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport“
durch die Wörter „Der Ministerpräsident“ er-
setzt.

b) In Absatz 7 werden die Wörter „Ministerium für
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport“ durch
die Wörter „Ministerium für Bauen und Verkehr“
ersetzt.

c) In Absatz 8 werden die Wörter „Ministerium für
Verkehr, Energie und Landesplanung“ durch die
Wörter „Ministerium für Bauen und Verkehr“ er-
setzt.

d) In Absatz 9 werden die Wörter „Ministerium für
Wissenschaft und Forschung“ durch die Wörter
„Ministerium für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie“ ersetzt. 

e) In Absatz 12 wird die Zahl „60.000.000“ durch
die Zahl „150.000.000“ ersetzt.

f) Absatz 13 wird aufgehoben.

g) In Absatz 14 werden die Wörter „Ministerium für
Verkehr, Energie und Landesplanung“ durch die
Wörter „Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand
und Energie“ ersetzt.

h) Absatz 15 wird aufgehoben.

i) In Absatz 16 werden die Wörter „Ministerium für
Wirtschaft und Arbeit“ durch die Wörter „Minis-
terium für Wirtschaft, Mittelstand und Energie“
ersetzt.

j) Nach Absatz 16 wird folgender Absatz angefügt:

„(17) Der Ministerpräsident und das Ministerium
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie sowie
das Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz werden
ermächtigt, sich im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium im Rahmen von Vereinbarungen
zum EU-Programm INTERREG III C zu ver-
pflichten, für die Jahre 2004 bis 2007 Gewähr-
leistungen in ihrer Eigenschaft als Projektträger
gegenüber der EU-Kommission bis zu einem Be-
trag von bis zu 1.300.000 EUR durch den Minis-
terpräsidenten und bis zu 5.000.000 EUR durch
das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und
Energie sowie 4.500.000 EUR durch das Ministe-
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz zu übernehmen.
Ferner wird der Ministerpräsident ermächtigt,
sich im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium im Rahmen von Vereinbarungen zum EU-
Programm INTERREG III C zu verpflichten, für
die Jahre 2004 bis 2007 Gewährleistungen für die
im Rahmen dieses Förderbereichs als Projektträ-
ger agierende Projekt Ruhr GmbH bis zu einem
Betrag von 100.000 EUR zu übernehmen.“

5. In § 6 Abs. 7 werden die Wörter „Ministerium für
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport“ durch
die Wörter „Ministerium für Bauen und Verkehr“
ersetzt.

6. Dem § 7a werden folgende Absätze 5 und 6 ange-
fügt:

a) Absatz 5 lautet:

„(5) Ein automatisierter Abruf der beim Landes-
amt für Besoldung und Versorgung NRW gespei-
cherten Bezügedaten sowie deren Weiterverarbei-
tung sind – soweit erforderlich – zu Zwecken der
zum 1. Januar 2006 einzuführenden Personalaus-
gabenbudgetierung zulässig. Die Bezügedaten
sind unverzüglich zu löschen, sobald sie für die-
sen Zweck nicht mehr benötigt werden, spätes-
tens jedoch nach Ablauf eines Jahres.“

b) Absatz 6 lautet:

„(6) Das Ministerium für Innovation, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium zur Verwaltungsvereinfachung haushalts-
technische Regelungen, insbesondere hinsichtlich
der Titelstruktur und der Bewirtschaftung, zu
treffen, um die Einführung des Globalhaushaltes
gemäß § 5 Hochschulgesetz ab dem 1. Januar
2006 zu ermöglichen.“

7. In § 8 Abs. 3 und 4 werden jeweils die Wörter „Mi-
nisterium für Wissenschaft und Forschung“ durch
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die Wörter „Ministerium für Innovation, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie“ ersetzt.

8. In § 13 Abs. 2 werden die Wörter „Ministerium für
Schule, Jugend und Kinder“ durch die Wörter „Mi-
nisterium für Generationen, Familie, Frauen und In-
tegration“ ersetzt.

9. Der dem Haushaltsgesetz 2004/2005 beigefügte Ge-
samtplan (Haushaltsübersicht, Finanzierungsüber-
sicht und Kreditfinanzierungsplan) wird für das
Jahr 2005 durch den diesem Gesetz beigefügten Ge-
samtplan ersetzt.

10. Der dem Haushaltsgesetz 2004/2005 als Anlage bei-
gefügte Haushaltsplan des Landes Nordrhein-West-
falen für das Haushaltsjahr 2005 wird nach Maßga-
be des diesem Gesetz beigefügten Nachtrags geän-
dert.

Artikel II

Artikel I des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen
des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und
Gemeindeverbände in den Haushaltsjahren 2004 und
2005 und zur Regelung des interkommunalen Ausgleichs
der finanziellen Beteiligung der Gemeinden am Solidar-
beitrag zur Deutschen Einheit in den Haushaltsjahren
2004 und 2005 vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 42) 

– zuletzt geändert durch Artikel II des Gesetzes über
die Feststellung eines Nachtrags zu den Haushaltsplänen
des Landes Nordrhein-Westfalen für die Haushaltsjahre
2004/2005 (Nachtragshaushaltsgesetz 2005) und zur Än-
derung des Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbesoldungsgesetz – LBesG NRW) und
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Zuweisun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden
und Gemeindeverbände in den Haushaltsjahren 2004/
2005 (Gemeindefinanzierungsgesetz – GFG 2004/2005)
und zur Regelung des interkommunalen Ausgleichs der
finanziellen Beteiligung der Gemeinden am Solidarbei-
trag zur Deutschen Einheit in den Haushaltsjahren
2004/2005 und des kommunalen Entlastungsausgleichs
zugunsten der Kommunen der neuen Länder im Haus-
haltsjahr 2005 (Solidarbeitraggesetz – SBG 2004/2005)
und zur Änderung anderer Gesetze vom 1. März 2005
(GV. NRW. S. 69) –

wird für das Haushaltsjahr 2005 wie folgt geändert
und ergänzt:

§ 3 erhält folgende Fassung:

„Vorwegabzüge und Zuführungen 2004 und 2005

(1) Von den nach § 2 ermittelten Beträgen für die
Haushaltsjahre 2004 und 2005 werden Aufwendungen
des Landes abgezogen, die das Land für die Gemeinden
und Gemeindeverbände auf Grund gesetzlicher Vor-
schriften und vertraglicher Vereinbarungen zu entrich-
ten hat.

(2) Für die Haushaltsjahre 2004 und 2005 werden
Aufwendungen des Landes 

– für Tantiemen, die das Land für die Gemeinden und
Gemeindeverbände auf Grund gesetzlicher Vorschrif-
ten und vertraglicher Vereinbarungen zu entrichten
hat,

– zur Erfüllung vertraglicher Vereinbarungen an das
Erzbistum Paderborn als Gegenleistung für das Ruhen
bzw. die Ablösung kommunaler Kirchenbaulasten

einbehalten. In den Haushaltsjahren 2004 und 2005 wird
ferner einbehalten bzw. zugeführt der als Differenzbe-
trag im Steuerverbund zu erbringende bzw. zurückzu-
zahlende Anteil am kommunalen Beitrag zu den ein-
heitsbedingten Gesamtlasten. Dies ist der Betrag, der
sich aus der Differenz zwischen dem kommunalen Ge-
samtbeitrag an den Einheitslasten und den bereits an-
derweitig zu erbringenden einheitsbedingten kommuna-
len Leistungen ergibt. Dabei handelt es sich um die für
die entsprechenden Haushaltsjahre zu diesem Zweck er-
höhte Gewerbesteuerumlage der Gemeinden sowie die
Absenkung der Steuerverbundmasse durch Reduzierung
des Landesanteils an der Umsatzsteuer im Zusammen-
hang mit der Neuregelung des Fonds „Deutsche Einheit“
ab 2005.

(3) Die Höhe der einzelnen Vorwegabzüge und Zufüh-
rungen für die Jahre 2004 und 2005 ergibt sich aus Anla-
ge 2 zu diesem Gesetz.

(4) Die in Anlage 2 zu diesem Gesetz ausgewiesenen
Ansätze werden vorläufig festgesetzt. Soweit diese An-
sätze von den Ergebnissen der Haushaltsrechnung des
Landes für das entsprechende Haushaltsjahr, den tat-
sächlichen Leistungen der Gemeinden an erhöhter Ge-
werbesteuerumlage für das entsprechende Haushaltsjahr
oder der tatsächlichen Reduzierung des Landesanteils an
der Umsatzsteuer im Zusammenhang mit der Neurege-
lung des Fonds „Deutsche Einheit“ auf der Grundlage
der vorläufigen Abrechnung der Umsatzsteuerverteilung
und des Finanzausgleichs unter den Ländern abweichen,
ist der Ausgleich spätestens im jeweils übernächsten
Haushaltsjahr vorzunehmen. 

(5) Das Abrechnungsverfahren für die Haushaltsjahre
2002 und 2003 regeln die §§ 29 und 30.“

Artikel III

§ 6a des Gesetzes über die Finanzierung der Ersatz-
schulen (Ersatzschulfinanzgesetz – EFG) vom 27. Juni
1961 (GV. NRW. S. 230), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Haushaltsbegleitgesetzes 2004/2005 vom 27. Januar
2004 (GV. NRW. S. 30), wird aufgehoben.

Artikel IV

In-Kraft-Treten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in
Kraft. 

Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Christa  T h o b e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  Wo l f f

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m m e r

Der Minister 
für Bauen und Verkehr

Oliver  W i t t k e

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r
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Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister 
für Generationen, Familie, 

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

Der Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten

Michael  B r e u e r
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Haushaltsplan

des Landes Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr

2005

Gesamtplan

Haushaltsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO)

Finanzierungsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO)

Kreditfinanzierungsplan (§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO)

Anlage zum
Haushaltsgesetz
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Haushaltsübersicht

Einzelplan Einnahmen Einnahmen Ausgaben Verpflich- Ausgaben
tungsermäch-

tigungen
2005 2004 2005 2005 2004

(TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR)

01 Landtag 1 461,1 1 443,2 89 233,6 450,0 88 550,7

02 Ministerpräsident 1 876,2 1 873,6 212 336,7 68 558,0 217 988,9

03 Innenministerium 185 595,2 202 115,6 4 262 939,8 498 434,2 4 168 348,4

04 Justizministerium 1 073 899,7 1 040 141,0 3 139 440,3 190 431,5 3 092 164,9

05 Ministerium für Schule und Weiterbildung 383 079,4 369 282,3 12 263 280,5 205 473,3 11 875 196,1

06 Ministerium für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

869 922,0 957 118,0 5 500 128,4 234 222,5 5 416 475,1

08 Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und
Energie

185 302,7 203 695,2 962 558,4 491 717,5 1 021 880,7

10 Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

485 478,8 499 283,7 936 466,0 360 963,0 976 766,8

11 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 1 102 719,0 344 181,0 2 465 064,0 565 744,3 1 601 182,4

12 Finanzministerium 796 780,3 949 763,0 2 367 589,7 31 950,0 1 745 334,7

13 Landesrechnungshof 320,8 320,8 37 621,3 — 36 324,5

14 Ministerium für Bauen und Verkehr 2 002 635,5 2 434 573,7 3 162 420,6 615 116,6 4 108 447,2

15 Ministerium für Generationen, Familie, Frauen
und Integration

100 242,3 94 075,4 1 400 344,9 18 919,5 1 350 137,5

20 Allgemeine Finanzverwaltung 43 879 614,1 41 618 065,8 14 269 502,9 490 372,0 13 017 134,4

Zusammen 51 068 927,1 48 715 932,3 51 068 927,1 3 772 352,4 48 715 932,3

Hinweis:
Die Abweichungen in den Summen ergeben sich durch kaufmännisches Runden.
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F I N A N Z I E R U N G S Ü B E R S I C H T

( Mio EUR )

I. HAUSHALTSVOLUMEN 51.068,9

II. ERMITTLUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

1. Ausgaben 51.068,9
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen und für Fehlbeträge aus Vorjahren)

2. Einnahmen 43.543,5
(ohne Einnahmen aus Kreditmarktmitteln,
Entnahmen aus Rücklagen und Überschüssen aus Vorjahren)

3. Finanzierungssaldo -7.525,4

III. ZUSAMMENSETZUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

4. Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (brutto) 21.806,1
4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 14.286,1
4.21 darunter gemäß § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 Haushaltsgesetz in Verbindung

mit § 12 Abs. 1 Satz 2 Haushaltsgrundsätzegesetz
14.286,1

4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 7.520,0
5. Entnahmen aus Rücklagen 5,1
6. Überschüsse aus Vorjahren 0,3
7. Zuführung an Rücklagen —
8. Finanzierungssaldo -7.525,4

IV. NACHRICHTLICH
ERMITTLUNG DER KREDITERMÄCHTIGUNG FÜR KREDITMARKTMITTEL

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 7.520,0
dazu gemäß § 2 Abs 2 Satz 1 Haushaltsgesetz in Verbindung
mit § 12 Abs. 1 Satz 2 Haushaltsgrundsätzegesetz 14.286,1
dazu gemäß § 2 Abs 2 Satz 2 Haushaltsgesetz —
Kreditermächtigung 21.806,1

K R E D I T F I N A N Z I E R U N G S P L A N

( Mio EUR )

I. EINNAHMEN AUS KREDITEN
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 12,6
vom Kreditmarkt 21.806,1

Zusammen 21.818,7

II. TILGUNGSAUSGABEN FÜR KREDITE
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 143,9
vom Kreditmarkt 14.286,1

Zusammen 14.430,0

III. NETTO-NEUVERSCHULDUNG insgesamt
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. -131,3
vom Kreditmarkt 7.520,0

Zusammen 7.388,7

– GV. NRW. 2005 S. 936
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